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Bindung der Ehefrau an eine Schenkung des Ehemannes aus dem ehelichen Vermögen
Sachverhalt

a) Ehepaar F., beide Jahrgang 1920, Eintritt ins Altersheim gemeinsam am 18. Februar 2005. Mann ist am 13. November 2005 gestorben

b) Errichtung Beistandschaften für beide nach Art. 394 ZGB am 31. März 2005, Rechnungsführung beim Sozialamt X. ab 1. Mai 2005. Zu diesem Zeitpunkt beide überschuldet, jedoch keine Betreibungen.

c) Güterstand: Errungenschaftsbeteiligung


d) Gesetzliche Erbinnen: Ehefrau und Tochter (verheiratet). Sie schlagen die Erbschaft beide aus.

e) Ergänzungsleistungen waren zum Zeitpunkt der Mandatserrichtung noch nicht verfügt, offenbar seit 2003 in Abklärung. Komplizierte Beurteilung, weil Herr F. früher sehr vermögend gewesen war.

f) Inzwischen sind EL-Verfügungen da:
6. Dezember 2005 Ablehnung. Berechnung für Paar gemeinsam vom Januar 2003 - Januar 2005 (bis Heimeintritt). Anrechnung eines Verzichtsvermögens von Fr. 250'000.00 im Zusammenhang mit einem Darlehenserlass von Herrn F. an Tochter von ursprünglich Fr. 330'000.00
13. Dezember 2005 Ergänzungsleistungen für den Mann vom 1. Februar bis 30. November 2005 (Todestag) von Fr. 606.00/Monat. Gleiche Anrechnung des Verzichtsvermögens wie oben.

g) Zusammenhänge Verzichtsvermögen:
1989 erwarben Tochter und deren Ehemann von Herrn F. dessen Haus für Fr. 1'600'000.00. 
Fr. 100'000.00 wurden sofort bezahlt, Fr. 1'000'000.00 wurden als Hypothekarschulden übernommen und Fr. 500'000.00 wurden vom Verkäufer als zinsloses Darlehen der Käuferschaft stehengelassen.

h) Weil die Käuferschaft teure Renovationen an der Liegenschaft machen lassen musste, vereinbarten die Parteien Ende 1995, die Restkaufsumme von Fr. 660'000.00 (Fr. 500'000.00 plus Zinsen von 
Fr. 160'000.00) zu halbieren. Das heisst, Herr F. erliess Tochter und Schwiegersohn die Schuld von  Fr. 330'000.00. Und das kam nun bei der Berechnung der Ergänzungsleistungen zum Tragen.

i) Die Beiständin von Frau F. will deren Interessen wahrnehmen und fragt sich nun, ob Frau F., die gemäss der vorliegenden Dokumente diesen Darlehensvertrag nicht unterzeichnet hat, bei der Ergänzungsleistungs-Berechnung „mitbestraft“ werden kann.
Erwägungen

1. Die Eheleute F. standen unter dem Güterstand der Errungenschaftsbeteiligung  (Art. 181 ZGB). Unter diesem Güterstand verwaltet und nutzt jeder Ehegatten seine Errungenschaft und sein Eigengut selber und verfügt darüber (Art. 201 ZGB).

2. Aus der Schilderung geht hervor, dass Herr F. seine Liegenschaft vor 16 Jahren seiner Tochter und deren Ehemann veräussert hat. Den Kaufpreis tilgten die Käufer durch Übernahme der bestehenden Hypotheken, durch eine Barzahlung über Fr. 100'000 und mittels eines angeblich zinslosen, später aber offenbar (sh. lit. h) doch verzinslichen Darlehens über Fr. 500'000.-. 

3. Wenn die Liegenschaft Eigengut des Ehemannes war, gilt dies auch für den Verkaufserlös beziehungsweise für das in diesem Zusammenhang entstandene Darlehen von Herrn F. an seine Tochter und seinen Schwiegersohn. Eigengut stellt es allerdings nur dann dar, wenn Herr F. dieses in die Ehe eingebracht hat oder während der Dauer der Ehe durch Erbgang oder sonst wie unentgeltlich erworben hat. Wenn die Liegenschaft dagegen nicht zu seinem Eigengut gehörte, so stellt sie Errungenschaft dar (Hegnauer/Breitschmid, Grundriss des Eherechts, Rz 26.18). Dabei stellt die Tatsache, dass Herr F. alleine im Grundbuch als Eigentümer eingetragen war, eine gesetzliche Vermutung seines Eigentums dar (Hausheer/Reusser/Geiser, Berner Kommentar, N 23 zu Art. 200 ZGB). 

Weil jeder Ehegatte seine Errungenschaft und sein Eigengut selbst verwaltet und darüber verfügen kann (Art. 201 ZGB), wäre also Herr F. selbst dann befugt gewesen, das Darlehen teilweise zu erlassen, wenn es zu seiner Errungenschaft und nicht zu seinem Eigengut gehört hätte. Herr F. konnte nur dann nicht über den teilweisen Erlass der Darlehensschuld alleine entscheiden, wenn das Darlehen im Miteigentum stand, d.h. anteilmässig der Ehefrau gehörte (Hegnauer/Breitschmid, Grundriss des Eherechts, Rz 25.16).


4. Aus güterrechtlicher Sicht wären bei Auflösung des Güterstandes (hier: Tod des Ehemannes) Hinzurechungen möglich, namentlich unentgeltliche Zuwendungen, sofern sie während der letzten fünf Jahre erfolgt sind (Art. 298 Abs. 1 Ziff. 1 ZGB). Das fällt hier ausser Betracht, weil die Schenkung 10 Jahre zurückliegt.

5. Vor 10 Jahren erliess Herr F. seinen Schuldnern Fr. 330'000.-. Ohne andere Anordnung entfallen davon 165'000 an seine Tochter und Fr. 165'000 an deren Ehemann. Aus erbrechtlicher Sicht würde eine derartige Schenkung der Ausgleichungspflicht gemäss Art. 626 ZGB unterliegen, soweit sie an eine Erbin geht. Ausgleichungspflichtig im vorliegenden Fall wäre allerdings nur die Tochter, nicht auch der Schwiegersohn (P. Eitel, Berner Kommentar, N 14 zu Art. 626 ZGB), weil nur die Tochter erbberechtigt ist und damit einen ausgleichungspflichtigen Vorempfang erhalten konnte. Wenn der Erblasser nicht ausdrücklich das Gegenteil verfügt hat, so wäre der Schuldenerlass über Fr. 165'000.- im Nachlass des Vaters von Gesetzes wegen ausgleichungspflichtig (Eitel, N. 69 zu Art. 626 Abs. 2 ZGB). Allerdings konnte die Tochter dieser Ausgleichspflicht durch Ausschlagung der Erbschaft entgehen (Eitel, Vorbemerkungen zu Art. 626 ZGB; N 9, 38, 42 zu Art. 626 ZGB).

6. Nachdem nebst der Tochter auch die Ehefrau den Nachlass ausgeschlagen hat, stellt sich auch nicht mehr die Frage der Herabsetzungsklage gestützt auf Art. 527 ZGB. Diese Klage hätte der Ehefrau die Möglichkeit geboten, die Schenkung an die Tochter teilweise dem Nachlass zuzuführen (Basler Kommentar ZGB II-Forni/Piatti, N 4 zu Art. 527).

7. Weil beim Tod des Ehemannes offenbar kein aktives Vermögen mehr vorhanden war und allfällige güterrechtliche Ersatzansprüche der Ehefrau gegen den verstorbenen Ehemann in den Nachlass fallen, der ausgeschlagen wurde, stellt sich auch nicht die Frage der Durchsetzung von güterrechtlichen Ansprüche der Ehefrau.

8. Damit verbleibt die einzige Frage, ob der Ehemann seinerzeit alleiniger Eigentümer der veräusserten Liegenschaft und damit auch der Kaufpreisforderungen war. Wenn ja, sehe ich keine Möglichkeit, die Schenkung rückgängig zu machen. War die Ehefrau Miteigentümerin, und hat sie dem Schuldenerlass nicht zugestimmt (was in der selben Form zu erfolgen hatte wie der Schuldenerlass selbst, vgl. zu den Möglichkeiten der Zustimmung Hegnauer/Breitschmid, Grundriss des Eherechts, Rz 18.11), so besteht die Hälfte des „erlassenen“ Darlehens nach wie vor, es sei denn, die Tochter und ihr Ehemann seien gutgläubig gewesen und hätten die Überschreitung der Vertretungsbefugnis des Ehemannes nicht erkennen können (Hegnauer/Breitschmid, Rz. 18.17).
Mit freundlichen Grüssen

Kurt Affolter

Lic. iur., Fürsprecher und Notar

Ligerz, 30. Januar 2005
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